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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft (18. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Graduiertenförderungsgesetzes 
— Drucksache 7/2705 — 


A. Zielsetzung 

Ziel des Graduiertenfördemngsgesetzes ist die Förderung des 
wissenschaftlichen, vornehmlich des Hochschullehrernachwuch- 
ses. Gemäß § 13 des Graduiertenförderungsgesetzes endete die 
Finanzierungsregelung für die Graduiertenförderung mit Ablauf 
des Jahres 1974. Der Gesetzentwurf hat das Ziel, die Finanzie- 
rung der Graduiertenförderung über das Jahr 1974 hinaus zu 
regeln. 


B. Lösung 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung des Gesetzentwurfs 
sieht eine bis zum 31. Dezember 1977 befristete Beibehaltung 
der Finanzierungsregelung nach § 13 des Graduiertenförde- 
rungsgesetzes vor. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen durch die Ausführung dieses Ge- 
setzes keine zusätzlichen Kosten. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Meinecke (Hamburg) 


Der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Graduiertenförderungsgesetzes wurde dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft und an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO BT in der 131. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 14. November 
1974 überwiesen. 

Nach dem Graduiertenförderungsgesetz vom 
2. September 1971 werden zur Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses von den Hochschulen 
an qualifizierte Hochschulabsolventen Stipendien für 
wissenschaftliche Weiterbildung (Promotion, ergän- 
zendes oder vertiefendes Studium) vergeben. Die 
Kosten tragen Bund und Länder im Verhältnis 3:1. 
Diese Finanzierung war bis zum 31. Dezember 1974 
befristet. Der Änderungsentwurf der Bundesregie- 
rung sah die Aufhebung der Befristung unter Beibe- 
haltung des Finanzierungsschlüssels vor. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft beriet 
die Vorlage zum erstenmal in seiner 47. Sitzung am 
22. Januar 1975. Die Fraktionen im Ausschuß spra- 
chen sich einmütig für die unveränderte Annahme 
des Entwurfs aus. Die Bundesregierung erklärte, sie 
stelle zur Zeit Überlegungen zur inhaltlichen Fort- 
entwicklung der Graduiertenförderung an und werde 


zu gegebener Zeit einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf vorlegen. 

Der gemäß § 96 GO BT beteiligte Haushaltsaus- 
schuß empfahl in seiner Sitzung vom 26. Februar 
1975, das Graduiertenförderungsgesetz wegen der 
mittelfristigen finanziellen Auswirkungen bis zum 
31. Dezember 1977 zu befristen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft beriet 
die Vorlage erneut in seiner 51. Sitzung am 9. April 
1975. 

Dabei erklärte die Bundesregierung, auf Grund 
von Gesprächen zwischen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft und dem Bundesminister 
der Finanzen halte sie eine erneute Befristung der 
Finanzierungsregelung in § 13 des Graduiertenförde- 
rungsgesetzes für angebracht. Für eine bevorste- 
hende Veränderung der Struktur der Graduierten- 
förderung sei angesichts des deutlichen Rückgangs 
der Bedarfszahlen für den Hochschullehrernachwuchs 
eine Reduzierung des quantitativen Umfangs der 
Graduiertenförderung vorgesehen; andererseits solle 
das einzelne Stipendium verbessert werden. 

Die Fraktionen im Ausschuß sprachen sich ein- 
stimmig für eine bis zum 31. Dezember 1977 be- 
fristete Beibehaltung der Finanzierungsregelung aus. 


Bonn, den 9. April 1975 


Dr. Meinecke (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2705 — in der nachstehenden Fassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 9. April 1975 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Probst Dr. Meinecke (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß des 18 . Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Graduiertenförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Graduiertenförderungsgesetz vom 2. Septem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1465) wird wie folgt 
geändert: 

In § 13 Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl „1974" 
durch die Jahreszahl „1977" ersetzt. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 
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